
Aufwendungen in der persönlichen Lebensführung sind 
ersatzpflichtige Mehraufwendungen*.
Es ist bemerkenswert, daß in den aufgesuchten Betrie­
ben übereinstimmend die Meinung herrschte, daß durch 
die Leistungen der Sozialversicherung, z. B. Zahlung 
von Pflegegeld, Übernahme der Kosten für einen Selbst­
fahrer usw., die Ansprüche des Werktätigen dieser Art 
voll befriedigt seien. In aller Regel wird in den Be­
trieben übersehen, daß die Höhe der Leistungen der 
Sozialversicherung in erster Linie von der Summe der 
Versicherungsbeiträge bestimmt ist. Deshalb ergeben 
sich mitunter recht erhebliche Differenzen zu den tat­
sächlichen Kosten, beispielsweise zum Arbeitslohn eines 
Pflegers. Diese Differenzen sind natürlich ebenfalls vom 
Betrieb zu ersetzen.
Die Eigenart des Schadenersatzes zur Abgeltung er­
höhter Aufwendungen zur weiteren Teilnahme am ge­
sellschaftlichen Leben läßt sich in der Regel nicht mit 
einer einmaligen Zahlung erfassen. Es sollte daher dazu 
übergegangen werden, eine periodische Zahlung (Rente) 
festzusetzen. Hier steht insbesondere vor den Gerichten 
die Aufgabe, speziell zur Höhe der Schadenersatzrente 
den Betrieben Hilfe und Unterstützung zu geben.

Schadenersatz bei Todesfall
Hat der Betrieb seine Pflichten aus dem Gesundheits­
und Arbeitsschutz nicht erfüllt und erleidet der Werk­
tätige deshalb einen tödlichen Arbeitsunfall, so ist der 
Betrieb verpflichtet, an die Hinterbliebenen eine Unter­
haltsrente zu zahlen und die Beerdigungskosten sowie 
die Kosten für eine angemessene Trauerkleidung zu 
übernehmen.
Unterhalt können nur die Hinterbliebenen beanspru­
chen, die unterhaltsbedürftig sind und denen gegenüber 
der Verstorbene unterhaltsverpflichtet war. In der 
Regel handelt es sich um die minderjährigen Kinder oder 
die arbeitsunfähige Ehefrau des tödlich Verunglückten. 
Allerdings kann von dem überlebenden Ehegatten, der 
bisher keiner Berufstätigkeit nachgegangen ist, die Auf­
nahme einer Arbeit verlangt werden, wenn sie ihm zu­
mutbar ist.

Schadenersatz und Versicherung
In den wenigen Fällen, in denen die untersuchten 
Betriebe Schadenersatz aus § 98 GBA gezahlt haben, lag 
immer die Gewährung von Versicherungsschutz durch 
die Deutsche Versicherungs-Anstalt (DVA) vor. In der 
Regel wurde der Werktätige, wenn er Forderungen 
nach § 98 GBA stellte, an die jeweilige Filiale der DVA 
verwiesen. Diese Praxis fördert jedoch die Einstellung, 
daß für die finanziellen Folgen des Arbeitsunfalls nicht 
der Betrieb verantwortlich sei. Sie degradiert die hohe 
Pflicht des Betriebes, für die Sicherheit seiner Werk­
tätigen zu sorgen und entsprechend dem Prinzip der 
Sorge um den Menschen für die finanziellen Folgen 
einzustehen, und macht sie allein zu einer Angelegen­
heit des versicherungsmäßigen Ausgleichs. Deshalb muß 
eindeutig hervorgehoben werden^ daß der Anspruch aus 
§ 98 GBA ein a r b e i t s r e c h t l i c h e r  Anspruch ist, 
den der B e t r i e b  zu erfüllen hat. Der Betrieb ist 
daher in keiner Beziehung berechtigt, den Werktätigen 
mit versicherungsrechtlichen Verhandlungen und Laufe­
reien zur DVA-Filiale zu belasten. Ob und inwieweit 
die DyA Versicherungsschutz leistet, muß der Betrieb 
selbst klären.
Vor allem muß mehr beachtet werden, daß die Leistun­
gen der DVA an den Betrieb auf Grund versicherungs­
rechtlicher Bestimmungen keinen Einfluß auf die Höhe 
des Anspruchs des Werktätigen nach § 98 GBA ausüben. 
Hinzu kommt noch, daß auf die Verpflichtung des Be­
triebes zum Schadenersatz zwar die Leistungen der

* Vgl. dazu auch das Urteil des Kreisgerichts Gotha in diesem 
Heft. - D. Red.
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Prof. Dr. Fritz Niethammer zum 65. Geburtstag
Prof. Dr. Fritz Niethammer, Mitarbeiter des Instituts für 
staats- und rechtswissenschaftliche Forschung der Deutschen 
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter 
Ulbricht", wurde am 6. Februar 65 Jahre alt. Als langjähri­
ger verantwortlicher Mitarbeiter der Justizorgane der DDR 
und als Hochschullehrer hat er sich bei der Entwicklung 
der sozialistischen Rechtsordnung, bei der Herausbildung 
der sozialistischen Rechtswissenschaft und bei der Erziehung 
der Studenten große Verdienste erworben.
Als fortschrittlicher bürgerlicher Jurist suchte und fand Fritz 
Niethammer den Weg zur Partei der Arbeiterklasse und 
Zugang zur marxistisch-leninistischen Staats- und Rechts­
wissenschaft. Unmittelbar nach 1945 wirkte er an der demo­
kratischen Erneuerung der Justiz im Lande Sachsen-Anhalt 
mit. Später wurde er in die Hauptabteilung Gesetzgebung 
des Ministeriums der Justiz berufen, wo er als Abteilungs­
leiter maßgeblich an der Ausarbeitung wichtiger Gesetz­
gebungsvorhaben, insbesondere auf dem Gebiet des Fami­
lienrechts und des Strafprozeßrechts, teilhatte.
Seit 1954 leistet Fritz Niethammer als Hochschullehrer an 
der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
„Walter Ulbricht" eine umfangreiche Lehr- und Forschungs­
arbeit auf dem Gebiete des Zivilrechts und des Zivilprozeß­
rechts Daneben wirkt er aktiv in Gesetzgebungskommis­
sionen mit. An der wissenschaftlichen Vorbereitung des 
künftigen Zivilgesetzbuchs hat er wesentlichen Anteil. Mit 
seinen ausgezeichneten Kenntnissen und reichen Erfahrun­
gen auf dem Gebiet des Zivil- und Zivilprozeßrechts der 
sozialistischen wie auch der kapitalistischen Länder trägt 
er zur Lösung wichtiger juristischer Aufgaben der Staats­
praxis bei.
Fritz Niethammer veröffentlichte im In- und Ausland mehr 
als 60 wissenschaftliche Arbeiten zu theoretischen und 
praktischen Problemen des sozialistischen Rechts, vorwie­
gend des Zivil- und Zivilprozeßrechts sowie des Familien­
rechts. Er ist Mitautor des Lehrbuchs über das Zivilprozeß­
recht der Deutschen Demokratischen Republik. Auch die 
Redaktion „Neue Justiz" schuldet Fritz Niethammer Dank 
für 35 Beiträge, die das Wissen insbesondere der Prakti­
ker der Rechtspflege bereichert haben.
Wir gratulieren Prof. Dr. Fritz Niethammer noch nachträg­
lich zu seinem Ehrentage und wünschen ihm weitere Erfolge 
in seiner wissenschaftlichen Tätigkeit sowie persönliches 
Wohlergehen.

Prof. Dr. Arthur Wegner zum 65. Geburtstag
Am 25. Februar 1965 beging Prof. Dr. Arthur Wegner, In­
haber des Lehrstuhls für Geschichte des Strafrechts an der 
Juristischen Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle, sei­
nen 65. Geburtstag.
Arthur Wegner ist stets mutig und entschlossen für Gerech­
tigkeit und Wahrheit eingetreten. In der Zeit des Faschis­
mus war er deswegen persönlichen Verfolgungen ausgesetzt. 
Er wurde 1937 aus seinem Amt als Professor an der Univer­
sität Halle entlassen und wegen seines Widerstandes gegen 
das faschistische Regime verurteilt. Nach seiner Freilassung 
emigrierte er nach England, ging später nach Kanada, wo 
er interniert wurde, und kehrte 1945 nach Deutschland zu­
rück.
Als Ordinarius für Strofrecht und Direktor des Instituts für 
Kirchenrecht an der Universität Münster wurde Arthur Weg­
ner wegen seines offenen Bekenntnisses zu einer nationalen 
Friedenspolitik und wegen seines mutigen Auftretens gegen 
den Gesinnungsterror in Westdeutschland diffamiert und 
persönlich bedroht. Da ihm sein Wirken als Hochschullehrer 
unmöglich gemacht wurde, kam Arthur Wegner im Oktober 
1959 in die Deutsche Demokratische Republik. Als Wissen­
schaftler und Hochschullehrer tritt er unermüdlich und mit 
Leidenschaft für die humanistischen Ziele des sozialistischen 
Aufbaus und für die Verwirklichung des Vermächtnisses der 
großen Kämpfer der deutschen Arbeiterklasse ein.
Wir wünschen Prof. Dr. Arthur Wegner noch viele Jahre guter 
Gesundheit und erfolgreichen Schaffens.
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